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ZEITGESPRACH

der reservierten Haltung der zu-
ständigen Ministerien sowie der
Sozialverbände gescheitert. Keiner
darf sich deshalb wundern, wenn
die betroffenen Pflegeunterneh-
men bald auch die Zuwanderung
ausländischer Mitarbeiter verlan-

gen - wie die Unternehmen im Ho- unbürokratisch, flexibel und wirt-
tel- und Gaststättengewerbe be-
reits heute.

Fazit: Die sogenannte „Green-
Card-Lösung" wird kurzfristig den
IT-Unternehmen helfen, wenn sie

schaftsnah gehandhabt wird. Wich-
tig ist aber auch, dass sie die
Debatte um die mittelfristige Aus-
richtung der Bildungspolitik einer-
seits und der Einwanderungspoli-
tik andererseits vorantreiben wird.

Dieter Schulte

Die Green Card löst nicht alle Probleme

Zur Deckung des akuten Be-
darfs an IT-Experten will die

Bundesregierung die gezielte An-
werbung von Fachleuten aus
Nicht-EU-Ländern erleichtern, da
sonst nicht nur das Wachstum die-
ses Schlüsselbereichs, sondern
auch das aller übrigen Branchen
behindert werden könnte.

In der Debatte um die geplante
Maßnahme wird versucht, die Ge-
werkschaften in eine Bremserrolle
zu rücken. Dies Urteil ist jedoch
nicht haltbar. Langjährige Erfah-
rungen mit Ausbildungsplatzman-
gel, Lohndumping und dem Her-
ausdrängen älterer Arbeitnehmer
aus den Betrieben sensibilisieren
uns für die sozialen Auswirkungen
arbeitsmarktrelevanter Maßnah-
men. Darum fragen wir nach den
strukturellen Ursachen von Wachs-
tumshemmnissen und sehen un-
sere Aufgabe darin, vor Schein-
lösungen zu warnen.

In der „Green Card-Debatte"
geht es um die Auswirkungen teil-
weise unvorhersehbarer Dynami-
ken wirtschaftlicher Entwicklung,
aber auch um die Folgen einer
kurzsichtigen Personalpolitik der
Unternehmen und Versäumnisse
in Bildung und Ausbildung.

Die Ausgangslage

In der Tat bildet die Informa-
tions- und Kommunikationstech-

nologie -Industrie den am schnell-
sten wachsenden Wirtschaftsbe-
reich in den Ländern der OECD.
Hier ist auch das größte Arbeits-
platzwachstum zu verzeichnen. Die
Segmente Software und Dienst-
leistungen sind die wesentlichen
Wachstumsmotoren im Bereich
der Informationstechnik.

Während die USA und Schwe-
den mit 8 bis 9% führen, befindet
sich Deutschland mit knapp 6%
Anteil des luK-Bereichs am BIP im
unteren Drittel der Mitgliedstaaten.

Die Entwicklung hierzulande ist
jedoch positiv: Bei Dienstleistun-
gen und Software liegen die durch-
schnittlichen Wachstumsraten ober-
halb von 10%, im Bereich der Hard-
ware sind es 6 bis 8%. Als Folge
dieser Entwicklung häufen sich die
Klagen über einen Mangel an IT-
Fachleuten. Alle Anhaltspunkte
weisen darauf hin, dass ein kurzfri-
stig nur schwer zu deckender Be-
darf vorhanden ist. Auch der eu-
ropäische Binnenmarkt ist leerge-
fegt. Die Länder der EU konkurrie-
ren weltweit und insbesondere mit
den USA.

Weil Wohlstand und Entwick-
lungschancen eines Landes aber
in wachsendem Maße von der
Durchdringung der Wirtschaft mit
IT und deren effektiver Nutzung
durch hochqualifizierte Menschen

abhängen, ist in diesem Experten-
mangel eine Gefahr für wirtschaft-
liches Wachstum und die Entste-
hung wettbewerbsfähiger Arbeits-
plätze angelegt. Längerfristig kann
er den Verzicht auf unternehmeri-
sche Aktivitäten oder die Suche
nach Alternativen, wie die Verlage-
rung von Entwicklungszentren in
andere Länder zur Folge haben.

Besonders bei den neu gegrün-
deten Unternehmen wirkt sich ein
Fachkräftemangel oftmals durch-
aus existenzbedrohend - also fol-
genreicher aus als bei etablierten
Branchenriesen. Letztere haben
mehr Möglichkeiten, zu rekrutieren
und ihre Interessen durchzuset-
zen.

Präzise Bedarfszahlen können
kaum ermittelt werden, weil es
sich hierbei um einen äußerst
schwer abgrenzbaren Teilarbeits-
markt handelt. Softwareentwickler
werden nicht nur im Herstellerbe-
reich, sondern auf Dauer noch
stärker bei den Anwendern in
Dienstleistung und Industrie be-
nötigt. Da die zahlreichen kleineren
Unternehmen meist auch über
schlechtere Artikulationsmöglich-
keiten verfügen und zunächst we-
niger in Verbandsaktivitäten invol-
viert sind, könnte es sein, dass das
wahre Ausmaß des Fachkräfte-
mangels in der Öffentlichkeit eher
unter- als überschätzt wird.
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Wie hilfreich ist die Green Card?

Ist die Green Card geeignet, den
Mangel an Know How im Bereich
IT-Techniken/EDV-Entwicklung zu
decken? Der wesentliche und zu-
gleich besonders schwierig aufzu-
füllende Teil der Fachkräfte-Lücke
findet sich im sogenannten „Know-
ledge Gap" zwischen System- und
Anwendungswissen. Diese Lücke
ist kurzfristig weder durch Um-
schulung noch durch den Import
von Softwareentwicklern zu schlie-
ßen. Vielmehr ist es erforderlich,
langfristig gewachsenes Erfah-
rungswissen in speziellen Anwen-
dungsfeldern mit IT-Systemwissen
zu verbinden.

Dieses Expertenwissen muss
vorwiegend in den unterschied-
lichsten Formen von komplexer in-
terner und externer Beratungs-
tätigkeit angewendet werden. Die-
se bedeutsame „Wissenslücke"
lässt sich in der Regel auch nur mit
Personen aus dem jeweiligen Kul-
turkreis schließen, da hier in ho-
hem Maße Einfühlungsvermögen
in die Denkweise, Methoden und
Sprache des jeweiligen Anwen-
dungsgebiets erforderlich ist. Die
direkte Arbeit mit dem Kunden
setzt Branchen- und Sprachkennt-
nisse voraus. Reine Softwareent-
wicklung kann im Vergleich dazu
relativ leicht verlagert werden.

Die große Bedeutung dieses Er-
fahrungswissens zeigt sich auch
daran, dass gerade junge Intemet-
und Multimedia-Unternehmen, die
oft erheblich mit den Folgen ihres
rasanten Wachstums zu kämpfen
haben, seit geraumer Zeit bevor-
zugt sogenannte VEPs (very expe-
rienced persons) suchen. Sie be-
nötigen Unterstützung im Manage-
ment von Unternehmensprozes-
sen, insbesondere fehlen die „soft
skills" wie Kommunikations- und
andere Sozialkompetenzen, ver-
bunden mit soliden Kenntnissen
der Informationstechnik und ihren
Anwendungen.

Fazit

Das nötige Expertenwissen ist
nicht nur weltweit knapp, es kann
auch aus fachlichen Gründen nicht
kurzfristig einfach zugekauft wer-
den. Allein schon deshalb muss
die gezielte Anwerbung von IT-
Experten aus Nicht-EU-Ländern
eine Überbrückungshilfe bleiben.
Im Zuge der Globalisierung wer-
den jedoch Belegschaften selbst-
verständlich internationaler wer-
den und zunehmend vielfältige,
multikulturelle Teams entstehen,
die die wachsende Internationali-
sierung und Verflechtung von
Märkten und Unternehmen wider-
spiegeln. Der Austausch und Er-
werb von Wissen über Grenzen
hinweg ist notwendig und wird
wachsen. Hierfür sind unbürokrati-
sche Verfahren zu entwickeln.

Mittel- und langfristiger
Handlungsbedarf

Da wirtschaftliches Wachstum
bereits heute in erster Linie vom
Produktionsfaktor „Wissen" ange-
trieben wird, muss die „Green
Card-Debatte" den Auftakt für eine
umfassende Mobilisierung der so-
genannten Humanressourcen bil-
den. Um dauerhaft das erforderli-
che Experten- und Erfahrungswis-
sen heranzubilden, muss IT-Kom-
petenz auf allen Ebenen des Bil-
dungs- und Ausbildungssystems
vermittelt werden.

Wie wir bereits festgestellt ha-
ben, liegen die Ursachen der Mise-
re nur zum Teil in der nicht vorher-
sehbaren Dynamik der Entwick-
lung: Es sind auch langjährige Ver-
säumnisse von Politik und Wirt-
schaft zu nennen.

Für die Vernachlässigung unse-
res Bildungssystems zahlen wir
heute einen hohen Preis. Nach wie
vor fällt Unterricht in naturwissen-
schaftlichen Fächern aus. Es feh-
len Lehrer mit IT-Kompetenz und
technische Ausrüstungen - auch

in den Berufsschulen! Dieser Man-
gel ist mit „Schulen ans Netz"
nicht zu beheben, hier bedarf es
einer gemeinsamen Anstrengung
von Bund und Ländern und eines
verstärkten Engagements der Wirt-
schaft. Der Ausfall von Vorlesun-
gen, überfüllte Hörsäle und die
mangelhafte Ausstattung in Biblio-
theken und Labors lassen das von
Ministerin Bulmahn zu Recht er-
strebte Markenzeichen „Qualified
in Germany" in fast allen Studien-
gängen noch immer außer Reich-
weite bleiben.

Was muss sich ändern?

Unter anderem muss die Ver-
mittlung von Medienkompetenz
und englischen Sprachkenntnis-
sen auf allen Ebenen des Bil-
dungssystems selbstverständlich
werden. Die Reform der Studien-
gänge, darunter Informatik und
Mathematik, muss beschleunigt in
Angriff genommen werden. Die
Kapazitäten der Hochschulen sind
so auszubauen, dass kein Nume-
rus Clausus neu eingeführt werden
muss. An einer Bildungsoffensive
führt jedenfalls kein Weg vorbei!

Nicht verkannt werden darf,
dass die Wirtschaft den aktuellen
Fachkräftemangel mitverschuldet
hat. Als zu Beginn der 90er Jahre
die Computerbranche nur langsam
wuchs und wenige Arbeitsplätze
anbot, halbierte sich die Zahl der
Informatikstudenten. In den Unter-
nehmen unterschätzte man die
Dynamik des Arbeitsmarkts und
sandte die falschen Signale. Statt
Wissen vorzuhalten, wurden Ar-
beitsplätze abgebaut.

Auch die betriebliche Ausbil-
dung wurde vernachlässigt. Sie
wird vielfach nicht als Investition,
sondern in erster Linie als Kosten-
faktor betrachtet. Nach Jahren
fehlender Lehrstellen scheint eine
Ausweitung des Facharbeiterman-
gels programmiert. Dies zeigt sich
deutlich an den Bedarfsmeldun-
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gen aus solchen Branchen, die
keine gleichermaßen dynamische
Entwicklung durchlaufen haben,
wie der IT-Bereich. Notwendig ist
eine politische Rahmensetzung,
die solche Verwerfungen des Aus-
bildungsmarkts künftig verhindert.

Es kann
gegengesteuert werden!

Mit der Entwicklung der neuen
IT- und Medienberufe haben die
Sozialpartner gezeigt, dass sie in
der Lage sind, in kurzer Zeit ak-
zeptierte und zukunftsfähige Aus-
bildungsordnungen zu schaffen.
Bis Jahresende soll ein IT-spezifi-
sches Weiterbildungssystem vor-
handen sein, das Maßstäbe für die
Gestaltung dieses wichtigen Be-
reichs beruflicher Qualifizierung
setzen dürfte. Es bietet auch
Orientierungspunkte für Maßnah-
men der Bundesanstalt für Arbeit
zur Qualifizierung der arbeitslosen
EDV-Fachkräfte. Auch aus diesem
Grund müssen ihre Mittel für eine
aktive Arbeitsmarktpolitik auf ho-
hem Niveau erhalten werden.

Die Zielvorgaben der Qualifizie-
rungsoffensive, die im Bündnis für
Arbeit vereinbart wurden, müssen
weiter gesteigert werden.

Zur aktiven Förderung der IT-Qua-
lifikationen ihrer Beschäftigten kön-
nen die Unternehmen noch mehr
tun, wie einige von ihnen beweisen,
die z.B. ihren Mitarbeitern Internet
und PCs überlassen. Ausgaben für
Beschäftigte und ihre Ausbildung
sind Investitionen in die Zukunft!
Ihre Kreativität, Problemlösungs-
kompetenz und Selbständigkeit
müssen sich entfalten können und
dürfen nicht durch hierarchische
Reglementierung behindert wer-
den.

Zu den Grundlagen einer wis-
senschaftlichen Ökonomie gehö-
ren daher moderne Unterneh-
mensstrukturen, innovative For-
men der Arbeitsorganisation und
eine neue Unternehmenskultur.
Trotz der Veränderungen in vielen
Unternehmen ist die Überwindung
traditioneller Formen der Arbeits-
teilung in Deutschland noch nicht

weit genug vorangekommen. Der
DGB hat daher ein Aktions- und
Innovationsprogramm der Bun-
desregierung „Zukunft der Arbeit -
Unternehmen der Zukunft" vorge-
schlagen.

Im Zentrum aller Aktivitäten hat
die Verhinderung einer Zweiklas-
sen-Gesellschaft zu stehen. Der
„digital divide", die Spaltung der
Bevölkerung in solche, die wegen
ihrer Ausbildung die Zukunftsme-
dien nutzen können und in solche,
die weder Zugang dazu haben,
noch entsprechend ausgebildet
sind, ein Hauptproblem der USA,
muss durch koordinierte Aktivitä-
ten aller gesellschaftlichen Grup-
pen verhindert werden. Der Politik
kommt dabei eine besondere Ver-
antwortung zu.

In dem Maße, wie die Menschen
ihre Chancen in der Informations-
gesellschaft erkennen und nutzen
können, wächst auch ihre Akzep-
tanz für die Veränderungen infolge
des Strukturwandels und der Glo-
balisierung.

Klaus F. Zimmermann

Von der Green Card zum Einwanderungsgesetz

Deutschland - ein Einwande-
rungsland mit entsprechen-

dem Regelungsbedarf? Was noch
vor kurzer Zeit seitens der Politik
ungeachtet manch anderslauten-
der Stimme mehrheitlich verneint
worden ist, scheint sich im Jahr
2000 anzuschicken, allgemeine Er-
kenntnis zu werden. Endlich,
möchte man aus Sicht der Wis-
senschaft hinzufügen. Endlich
werden Scheuklappen auch dort
gelockert, wo sie bislang einer
sachlichen Diskussion um Zuwan-
derungsbedarf und Zuwande-

rungsgesetzgebung im Weg stan-
den.

Zu danken ist diese veränderte
Ausgangslage der sogenannten
„Green-Card"-Initiative des Bun-
deskanzlers. Gewiß, sie selbst ist
kaum dazu geeignet, wie ein Be-
freiungsschlag den gordischen
Knoten zu zerschlagen, der sich in
Deutschland würgend um das
Thema Immigration gelegt hat,
trägt sie doch in Form mancher
Restriktion den Einwänden der Be-
denkenträger Rechnung. In Wahr-
heit ist sie nicht mit der gleich-

namigen Karte amerikanischen Ur-
sprungs, die einen dauerhaften
Aufenthalt sichert, zu vergleichen.
Dennoch ist sie ein richtungswei-
sender Schritt, der bislang nahezu
undenkbar schien, nun aber den
Startschuß für eine hoffentlich un-
aufgeregte Debatte um das Für
und Wider zuwanderungsgesetz-
licher Regelungen gegeben hat.

Zentrum der
Wanderungsbewegung

Die Fakten sprechen eine ein-
deutige Sprache. Deutschland hat
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